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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
Az: B 5 R 292/11 B 
 
L 19 R 95/11 (Bayerisches LSG) 
S 3 R 901/10 (SG Bayreuth) 
 
 
 
…………………………, 
 
 
 Kläger, Antragsteller 
 und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Nordbayern, 
Wittelsbacherring 11, 95444 Bayreuth, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 14. Dezember 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   Dr.  K o l o c z e k  

und   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm zur Durchführung der Beschwerde gegen die Nicht-

zulassung der Revision im Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom 7. Juni 

2011 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird 

abgelehnt.  

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im vor-

bezeichneten Urteil wird als unzulässig verworfen.  

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 7.6.2011 hat das Bayerische Landessozialgericht (LSG) einen Anspruch des 

Klägers auf Regelaltersrente, hilfsweise auf Erstattung der vom Arbeitgeber getragenen Bei-

tragsanteile trotz erfolgter Beitragserstattung verneint. Gegen die Nichtzulassung der Revision 

in dem ihm am 22.6.2011 zugestellten Urteil des LSG hat der Kläger mit einem von ihm am 

29.6.2011 gefertigten und am 11.7.2011 beim Bundessozialgericht (BSG) eingegangenen 

Schreiben sinngemäß Beschwerde eingelegt und gleichzeitig Antrag auf Bewilligung von 

Prozesskostenhilfe unter Beiordnung eines Rechtsanwalts gestellt.  

 

Der Antrag auf Prozesskostenhilfe und Beiordnung eines Rechtsanwalts ist abzulehnen. Nach 

§ 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 114 Satz 1 ZPO kann einem bedürftigen Beteiligten für das 

Beschwerdeverfahren vor dem BSG nur dann Prozesskostenhilfe bewilligt und ein 

Rechtsanwalt beigeordnet werden (§ 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 121 Abs 1 ZPO), wenn die 

beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig 

erscheint. Daran fehlt es. Die hinreichende Erfolgsaussicht ist bei der Bewilligung von 

Prozesskostenhilfe für die Nichtzulassungsbeschwerde nicht allein danach zu beurteilen, ob die 

Beschwerde Aussicht auf Erfolg hat. Vielmehr ist Prozesskostenhilfe auch dann zu versagen, 

wenn klar auf der Hand liegt, dass der Antragsteller letztlich nicht erreichen kann, was er mit 

dem Prozess in der Hauptsache anstrebt. Die Prozesskostenhilfe hat nicht den Zweck, 

Bedürftigen die Durchführung solcher Verfahren zu ermöglichen, die im Ergebnis nicht zu ihrem 

Vorteil ausgehen können und die daher ein vernünftiger Rechtsuchender nicht auf eigene 

Kosten führen würde (vgl BSG SozR 4-1500 § 73a Nr 2 RdNr 3). 

 

Vorliegend kann die Klage keine Aussicht auf Erfolg haben. Das Klageziel, die Gewährung 

einer Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung, hilfsweise die Erstattung der vom 

Arbeitgeber getragenen Beitragsanteile, kann der Kläger nicht erreichen. Denn sein 

Versicherungsverhältnis ist mit der Beitragserstattung aufgelöst worden (§ 210 Abs 6 Satz 2 

SGB VI). Ansprüche aus den rentenrechtlichen Zeiten, die bis zur Erstattung zurückgelegt 

worden sind, bestehen nicht mehr (§ 210 Abs 6 Satz 3 SGB VI; § 1303 Abs 7 RVO). Die 

Begrenzung der Beitragserstattung aus der gesetzlichen Rentenversicherung auf die Hälfte der 

entrichteten Beiträge (Arbeitnehmeranteil) und damit die Nichterstattung der vom Arbeitgeber 

gezahlten Beiträge ist verfassungsgemäß (BVerfG SozR 2200 § 1303 Nr 34). Da dem Kläger 

somit mangels Erfolgsaussichten in der Hauptsache keine Prozesskostenhilfe zu bewilligen ist, 

hat er nach § 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 121 Abs 1 ZPO auch keinen Anspruch auf 

Beiordnung eines Rechtsanwalts. 

 

Die vom Kläger ohne zugelassenen Prozessbevollmächtigten eingelegte Beschwerde 

entspricht nicht den zwingenden gesetzlichen Vorschriften. Der Kläger muss sich vor dem BSG 

gemäß § 73 Abs 4 SGG durch einen vor dem BSG zugelassenen Prozessbevollmächtigten 
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vertreten lassen. Die nicht formgerecht eingelegte Beschwerde ist schon deshalb nach § 160a 

Abs 4 Satz 1 Halbs 2 SGG iVm § 169 SGG ohne Zuziehung ehrenamtlicher Richter als 

unzulässig zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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